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Am 17. November 2006 trafen sich die Generaldirektoren der Zollverwaltungen 
Albaniens, Bosniens und Herzegowinas, Bulgariens, der Bundesrepublik Deutschland, 
Finnlands, Frankreichs, Griechenlands, Italiens, Kroatiens, der ehemaligen 
jugoslawischen Republik Mazedonien, Montenegros, Österreichs, Rumäniens, Serbiens, 
Sloweniens, der Türkei, Ungarns, Zyperns, der Interimistischen Mission der Vereinten 
Nationen (UNMIK) sowie der Generaldirektor für Steuern und Zollunion der 
Europäischen Kommission zur zweiten Konferenz über Zoll und grenzübergreifende 
Zusammenarbeit in Südosteuropa. 
 
 
Dieses Treffen war die Folgeveranstaltung der am 25. und 26. Februar 2004 in 
Thessaloniki organisierten Zusammenkunft, bei der die Generaldirektoren eine Erklärung 
sowie zwei Roadmaps für sämtliche Länder dieser Region annahmen. Ferner 
beauftragten sie zwei Ad-hoc-Arbeitsgruppen (die eine über administrative Kapazitäten 
und die andere über Mittel zur Lösung der Frage der Vereinbarkeit von Sicherheit und 
Schutz, Handelserleichterung und Betrugsbekämpfung) damit, die Umsetzung dieser 
Roadmaps zu verfolgen. 
 
Nach der Konferenz von Thessaloniki trafen sich die beiden Arbeitsgruppen erneut 
dreimal, am 9.-10. Dezember 2004 in Athen, am 20.-21. Oktober 2005 in Ljubljana und 
zuletzt zu Beginn dieser Konferenz von Neapel. Sie nahmen ein umfassendes Follow-up 
der Reformen vor, die in sämtlichen Bereichen zur Umsetzung der Empfehlungen in den 
von den Generaldirektoren in Thessaloniki angenommenen Roadmaps durchgeführt 
wurden. 
 
Auf dieser Konferenz bewerteten die Generaldirektoren die seit der ersten Konferenz 
erzielten Fortschritte und gaben folgende Erklärung ab: 
 
 
IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Zollverwaltungen der südosteuropäischen Länder 
bei der Stabilisierung und wirtschaftlichen Entwicklung dieser Region eine besondere 
Rolle zu spielen haben; 
 
IN ANERKENNUNG, dass sich die Zollverwaltungen neuen Aufgaben stellen müssen, 
um den in den letzten Jahren eingetretenen Veränderungen Rechnung zu tragen, auch im 
Hinblick auf die neuen Erfordernisse bei der Sicherung der internationalen Lieferkette; 
 



IN ANERKENNUNG, dass eine effiziente Zollverwaltung zur Vereinfachung der 
Verfahren des internationalen legalen Handels beitragen muss, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der Staaten zu stärken und die Investitionen wie auch die 
Industrieentwicklung zu fördern, auch in Bezug auf die kleinen und mittleren 
Unternehmen; 
 
IN DEM BEWUSSTSEIN, dass zwischen Handelserleichterung und 
Betrugsbekämpfung eines ausgewogenes Verhältnis gewährleistet werden muss; 
 
IN DEM BEWUSSTSEIN, dass sich die westlichen Balkanländer, die eine europäische 
Perspektive haben, zur Angleichung ihrer zollrechtlichen Vorschriften und Verfahren an 
die EU-Standards sowie zur vollständigen Umsetzung dieser Verfahren verpflichtet 
haben; 
 
IN DEM BEWUSSTSEIN, dass sich diese Länder möglichst bald effektiv an den EU-
Zollaktivitäten im Rahmen des Programms „Zoll 2007“ (sowie seines 
Nachfolgeprogramms „Zoll 2013“) beteiligen sollten; 
 
 
 
IN DEM BESTREBEN, sich in vollem Umfang am Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess zwischen der Europäischen Union und den westlichen 
Balkanländern zu beteiligen; 
 

• Billigen: 
 
die Schlussfolgerungen der Arbeitsgruppe über Verfahren und administrative Kapazitäten 
und der Arbeitsgruppe über Mittel zur Lösung der Frage der Vereinbarkeit von Sicherheit 
und Schutz, Handelserleichterung und Betrugsbekämpfung. 
 
 

• Anerkennen, dass: 
 
- die Länder dieser Region bei der Stärkung der administrativen Kapazitäten der 
Zollverwaltungen wie auch im Bereich Sicherheit, Handelserleichterung und 
Betrugsbekämpfung beträchtliche Fortschritte erzielt haben; 
 
- die beiden Ad-hoc-Arbeitsgruppen mit ihrer seit 2004 geleisteten Arbeit einen 
wichtigen Beitrag zur Erreichung dieser positiven Ergebnisse geleistet haben; 
 
- sich nunmehr alle Zollverwaltungen dieser Region in vollem Umfang an den 
Tätigkeiten des Programms „Zoll 2007“ beteiligen müssen, damit in allen relevanten 
Bereichen weitere Fortschritte möglich sind. 
 
 

• Stimmen darin überein, dass: 



 
 
- die zollrechtlichen Vorschriften und Verfahren vollständig an den EU-Besitzstand 
angeglichen und sämtliche Vorschriften und Praktiken im gesamten Gebiet eines jeden 
Staats konsequent umgesetzt werden müssen; 
 
- die letzte Fassung des Zollkodexes der Europäischen Gemeinschaften mit Bezug zur 
Sicherheit in vollem Umfang berücksichtigt werden muss; 
 
- die gegenseitige Amtshilfe zwischen den Ländern dieser Region möglichst effizient 
genutzt werden muss und diesbezügliche Hindernisse so weit wie möglich zu beseitigen 
sind; 
 
- es umfassender Risikomanagementsysteme bedarf, um die Wirksamkeit und die 
Effizienz der Zollkontrollen zu verbessern und gleichzeitig den Handel zu erleichtern; 
 
- die Strategien zum integrierten Grenzmanagement in vollem Umfang umgesetzt werden 
müssen, um die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Behörden, die an den 
Grenzen tätig werden, auszuweiten; 
 
- die nationalen Strategien zur Bewusstseinsbildung in Bezug auf den Handel vollständig 
umgesetzt werden müssen; 
 
- die nationalen Schulungsstrategien weiterentwickelt und vollständig umgesetzt werden 
müssen; 
 
- die nationalen IT-Strategien weiterentwickelt und vollständig umgesetzt werden 
müssen, damit die Zollverwaltungen durch die Nutzung modernster Technologien 
wirksamer vorgehen können; 
 
- die administrativen Kapazitäten auf der Grundlage der aktualisierten Fassung der Zoll-
„Blueprints“ der EU weiter ausgebaut werden müssen; 

 
- die Bekämpfung der Zollkorruption fortgesetzt werden muss; 
 
- die Zollkontrolle zum Schutz des geistigen Eigentums ausgeweitet werden muss. 

 
 
 
- Diese Arbeiten sind von jedem Land durchzuführen und werden von der Europäischen 
Kommission mittels des bestehenden bilateralen Dialogs mit den Fachunterausschüssen 
oder gleichwertigen Gremien, die im Rahmen des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozesses eingesetzt wurden, auch künftig regelmäßig bewertet. 
 



- Die Unterstützung im Rahmen des Cards-Programms, einschließlich TAIEX, des 
Projektes Integriertes Grenzmanagement und des CAFAO-Programms wird diesen 
Reformprozess begleiten. 
 
- Die westlichen Balkanländer müssen die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sich 
am Programm „Zoll 2007“ (und seinem Nachfolgeprogramm „Zoll 2013“) effektiv 
beteiligen zu können, weshalb möglichst bald mit der Aushandlung von Vereinbarungen 
mit der Europäischen Kommission begonnen werden sollte. 
 
- Als Folgeveranstaltung dieser Konferenz und der Zusammenkünfte der Arbeitsgruppen 
wird 2008 in Slowenien eine weitere Konferenz stattfinden, um die Fortschritte der 
Länder dieser Region bei der Umsetzung der angenommenen Empfehlungen zu 
bewerten. 
 
 
 
Die Generaldirektoren dankten Italien für die Organisation dieser Konferenz und seine 
Gastfreundschaft und der Europäischen Kommission für ihre finanzielle Unterstützung. 
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